
vereinbarungen für Übermittlungen von Be-
schäftigtendaten in die USA überprüfen, auf-
kündigen oder nachverhandeln. Betriebsräte 
von betro� enen Unternehmen sollten zudem 
von der Unternehmensleitung einen Zeitplan 
fordern, wann und in welchen Schritten Da-
tenübermittlungen auf der Grundlage von Sa-
fe-Harbor gestoppt oder nachgebessert werden.2 
Betriebsräte von Unternehmen, die andere In-
strumente zum Datentransfer in Drittstaaten 
einsetzen, sollten von ihren Geschäftsführun-
gen eine Stellungnahme anfordern, inwieweit 
diese Rechtsgrundlagen mit der EuGH-Recht-
sprechung noch vereinbar sind.

Auch Personalabteilungen betro� en

Ebenso sind von dem Urteil Personalabteilun-
gen und Betriebsräte großer Unternehmens-
gruppen betro� en, wenn die Grundlagen des 
Austausches von Personal-Daten (HR-Daten) 
zwischen Personalabteilungen in der EU und 
den USA wegfallen. Datenübermittlungen in 
die USA, die ausschließlich auf die Safe Har-
bor-Prinzipien gründen und von denen die 
Aufsichtsbehörden Kenntnis erlangen, werden 
untersagt. Übergangsfristen der Aufsichtsbe-
hörden sind zu beachten.

Betriebsräte sollten schnellstens Verhand-
lungen mit der Arbeitgeberseite führen, ob oder 
inwieweit zusätzliche Garantien zum Schutz 
des Rechts auf Datenschutz gerade bei dem Ex-
port von Beschäftigtendatenschutz gescha� en 
werden müssen. Hier ist an Gewährleistungen 
insbesondere im Hinblick auf Zweckbindung, 
die Weitergabe an Sicherheitsbehörden im Fall 
von gesetzlichen Verpfl ichtungen, die Betrof-
fenenrechte oder den Rechtsschutz und die 
Datenschutzkontrolle zu denken.3 Betriebsräte 
können hierfür vor allem auf den Abschluss 
oder an die Änderung von Konzernbetriebs-
vereinbarungen nach § 4 Abs. 1 BDSG setzen. 
Sie sollten für Datenexporte in die USA die 
Verschlüsslung der Beschäftigtendaten fordern 
(siehe Anlage zu § 9 BDSG, Satz 2).

Innerbetriebliche Prüfung notwendig

Betriebsparteien sollten auch bei der Über-
mittlung in weitere Drittstaaten das Problem 
staatlich veranlasster Datenzugri� e oder Ab-
gri� e seitens von Geheimdiensten prüfen und 
daraus Konsequenzen ziehen.4 Das bedeutet, 
weitere Angemessenheitsentscheidungen der 

Kommission innerbetrieblich prüfen und mit 
weiteren Rechtsgarantien Datenübermitt-
lungen rechtssicher gestalten. Beim Cloud 
Computing sollte seitens der Unternehmen 
auf zertifi zierte Cloud-Anbieter in Europa 
zurückgegri� en werden, wenn sie bisher ihre 
Daten in der Cloud bei US-Dienstleistern ver-
arbeiten oder speichern lassen. Sie sollten 
vom bisherigen Cloud-Anbieter zusätzliche 
Gewährleistungen für den Datenschutz for-
dern. Die Nutzung von MS O�  ce 365 ist hin-
sichtlich der rechtlichen Zulässigkeit in Frage 
zu stellen.5 

Beschäftigte, die von einem Datenexport 
in die USA betro� en sind, können sich an 
ihre Betriebsräte, ihren jeweiligen Daten-
schutzbeauftragten und die zuständige Auf-
sichtsbehörde mit einer Beschwerde wenden. 
Betriebsräten und Personalabteilungen ist 
zudem anzuraten, strikt bei einem geplanten 
Datenexport oder auch bei der Entwicklung 
einer Betriebsvereinbarung zu Datenüber-
mittlungen in Drittstaaten die nationalen 
Aufsichtsbehörden hinzuziehen und deren 
Zustimmung einzuholen.

Neue Impulse für die Datenschutzkontrolle

Dieses wichtige Urteil des EuGH ermöglicht 
Datenschützern, den Datenaustausch mit den 
USA rechtssicherer als bisher zu gestalten. 
Weitere Instrumente für den Datenexport in 
die USA aber auch in andere Drittstaaten wer-
den ab sofort auf den Prüfstand gestellt. Der 
Europäische Datenschutz und auch der Be-
schäftigtendatenschutz gehen aus diesem Ur-
teil gegenüber amerikanischen Konzernen wie 
beispielsweise Facebook, Apple, Google oder 
Amazon gestärkt hervor. Der EuGH verscha� t 
dem Recht auf Datenschutz in der EU-Grund-
rechtecharta die gebührende Geltung. Für ihre 
vom EuGH geklärten neuen Aufgaben benö-
tigen die deutschen Aufsichtsbehörden drin-
gend mehr Personal. v

Dr. Eberhard Kiesche, 
Arbeitnehmerorientierte Beratung 
(AoB), Bremen. 
eberhard.kiesche@t-online.de 

Matthias Wilke, 
Datenschutz- und Technologie-
beratung (dtb), Kassel.
info@dtb-kassel.de

2  Weichert vom 7.10.2015, http://www.bund-verlag.de/
zeitschriften/arbeitsrecht-im-betrieb/aktuelles/news/
2015/10/10-fragen-zum-safe-harbor-urteil.php# Nr. 7.

3  Weichert ebenda. 
4  Wedde, Cloud Computing, CuA 7–8/2014, 14.

5  Weichert, a.a.O. Nr. 6.
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Grenzwerte und 
Änderungen 2016 
soziales Die Sozialversicherungsbeiträge steigen für Arbeitnehmer 
um insgesamt 0,2 Prozentpunkte an. Gerade für Niedrigverdiener ist 
wichtig: Erstmals seit 2009 wurde das Wohngeld angepasst. Weiterhin 
wurden die Hartz-IV-Regelsätze zum Jahresanfang leicht erhöht.

VON  RO L F W I N K E L UND H A N S N A K I E LS K I

Arbeitnehmer mit Kind müssen 
2016 im Schnitt insgesamt 20,425 
Prozent ihres Bruttogehalts an 
die Sozialversicherungen zahlen. 

2015 waren es im Schnitt 0,2 Prozent weniger. 
Das macht bei einem Bruttogehalt von 2.000 
Euro eine monatliche Zusatzbelastung von 4 
Euro aus. Die Beitragsentwicklung sieht 2016 
bei den einzelnen Sozialversicherungen unter-
schiedlich aus: 

· Bei der Renten- und Arbeitslosenversiche-
rung bleiben die Beitragssätze unverändert.
Hier zahlen Arbeitgeber und Arbeitnehmer
jeweils die Hälfte der Beitragssätze von 18,7
Prozent oder 3,0 Prozent.

· Der Beitragssatz zur Pfl egeversicherung
bleibt für Versicherte mit Kind bei 2,35
Prozent. Für Kinderlose kommt – wie bis-
her– ein Zuschlag von 0,25 Prozentpunkten
hinzu, den allein der Versicherte (und nicht
der Arbeitgeber) trägt. In Sachsen, wo – an-
ders als in den anderen Bundesländern – der
Buß- und Bettag ein Feiertag ist, wird auch
der Betrag von Versicherten mit Kindern
wie bisher nicht paritätisch von Arbeitge-
bern und Arbeitnehmern getragen. Arbeit-
nehmer tragen hier mit 1,675 Prozent den
Löwenanteil.

· Der allgemeine Beitragssatz der gesetzli-
chen Krankenversicherung (GKV) bleibt
zwar mit 14,6 Prozent unverändert. Davon
tragen Arbeitnehmer und Arbeitgeber je
die Hälfte. Doch mit dem vom Gesetzge-
ber vorgegebenen allgemeinen Beitragssatz
kommen die Kassen nicht aus. Daneben

wird ein Zusatzbeitrag erhoben, der je nach 
Krankenkasse unterschiedlich ausfällt. 
2016 wird dieser – so schätzt das Bundesge-
sundheitsministerium – im Schnitt von 0,9 
auf 1,1 Prozent steigen. 

Höhere Beitragsbemessungsgrenzen

Bei den Beitragssätzen gibt es unterm Strich 
zwar wenige Änderungen, dennoch müssen 
Besserverdienende künftig an die Sozialversi-
cherungen deutlich mehr zahlen. Der Grund: 
Wegen der gestiegenen Beitragsbemessungs-
grenzen in allen Versicherungszweigen sind 
jetzt höhere Einkünfte beitragspfl ichtig. 

darum geht es

1. Besserverdienende
werden künftig deutlich
mehr an die Sozial-
versicherungen zahlen.

2. Die Versicherungs-
p� ichtgrenze in der 
Gesetzlichen Kranken-
versicherung wurde 
erhöht.

3. Das Wohngeld wird 
angepasst. Auch höhere 
Mieten werden jetzt 
gefördert. Viele Mieter in 
Großstädten pro� tieren. 

Hartz-IV-Empfänger 
bekommen in 2016 etwas 
mehr Geld.  

linktipp

Thilo Weichert vom 
7.10.2015 – Safe Harbor – 
was Betriebsräte wissen 
müssen, unter: 
www.bund-verlag.de/
zeitschriften/arbeitsrecht-
im-betrieb/aktuelles/new/
2015/10/10-fragen-zum-
safe-harbor-urteil.php# 

34 35

Ai B  1  | 2016 Ai B  1  | 2016 Grenzwerte und Änderungen 2016 aktuellesaktuelles Safe Harbor-Urteil und die Folgen



Die Beitragsbemessungsgrenze in der Renten- 
und Arbeitslosenversicherung steigt 2016 um 
200 auf 5.400 Euro im Osten und um 150 auf 
6.200 Euro im Westen Deutschlands (siehe 
Tabelle). Zur Kranken- und Pfl egeversiche-
rung bezahlen in diesem Jahr Gutverdiener 
Beiträge maximal auf Basis von 4.237,50 
(vorher: 4.125) Euro monatlich. Hier gibt es 
keinen Unterschied zwischen den alten und 
neuen Bundesländern. 

Die Beitragsbelastung eines relativ gut ver-
dienenden Westdeutschen ohne Kinder mit ei-
nem Arbeitseinkommen ab 6.200 Euro brutto 
steigt damit um 35,58 Euro pro Monat gegen-
über dem Vorjahr. Die höhere Beitragsbelas-
tung wird jedoch durch eine steuerliche Ent-
lastung teilweise kompensiert. So gelten auch 
2016 großzügigere Regelungen zur steuerli-
chen Absetzbarkeit von Rentenversicherungs-
beiträgen. Weiterhin steigt der Grundfreibetrag 
erneut.

Auch die bundeseinheitliche Versiche-
rungspfl ichtgrenze in der GKV wurde durch 
die Sozialversicherungs-Rechengrößenverord-
nung erhöht. Versicherungspfl ichtig sind hier 
jetzt Arbeitnehmer, die 2016 im Schnitt bis zu 
4.687,50 (2015: 4.575) Euro pro Monat brut-
to verdienen. Wer ein höheres Arbeitsentgelt 
bezieht, ist versicherungsfrei und kann sich 
zwischen einer freiwilligen gesetzlichen oder 
privaten Krankenversicherung (PKV) entschei-
den. Für diejenigen, die schon Ende 2002 privat 
versichert waren, liegt die besondere Versiche-
rungspfl ichtgrenze bei 4.237,50 Euro im Mo-
nat. Etliche PKV-Versicherte rutschten durch 
die Erhöhung dieser Grenzen 2016 mit ihrem 
Einkommen wieder in die Versicherungspfl icht, 
dann können und müssen sie sich in aller Regel 
wieder gesetzlich krankenversichern. 

Viele bekommen erstmals Wohngeld

Das Wohngeld wird 2016 erstmals seit lan-
gem angepasst. Die letzte Wohngelderhöhung 
erfolgte 2009. Da seitdem die Mieten – ins-
besondere in vielen Großstädten – erheblich 
gestiegen sind, war die Zahl der Wohngeld-
empfänger zuletzt von Jahr zu Jahr zurück-
gegangen. Insgesamt sollen nach den Be-
rechnungen der Bundesregierung nun rund 
870.000 Haushalte von der Reform profi -
tieren. 320.000 sollen davon nun erstmals 
Wohngeld erhalten. Ein Zwei-Personen-Haus-
halt mit Wohngeldanspruch erhielt zuletzt 
einen durchschnittlichen Mietzuschuss von 

115 Euro im Monat. Durch die Reform wird 
dieser Haushalt künftig im Schnitt 186 Euro 
monatlich erhalten. 
Besonders profi tieren können Mieter in ei-
ner Reihe von Großstädten, in denen durch 
die ebenfalls jetzt neu erfolgte Einordung in 
(höhere) Mietenstufen nun höhere Mieten als 
förderungsfähig gelten. So »rutschten« Ham-
burg, Düsseldorf, Freiburg, Köln und Mainz 
nun von Mietenstufe V in die höchste Stufe 
VI. In diesen Städten galt bislang für einen 
Zweipersonen-Haushalt eine Miete von ma-
ximal 468 Euro als förderungsfähig. Künftig 
steigt diese Grenze auf 633 Euro. München, 
Stuttgart und Frankfurt sind wie bisher in 
Mietenstufe VI eingruppiert, Berlin dagegen 
nach wie vor in Stufe IV. Im Gegenzug wur-
den allerdings auch zahlreiche Kommunen 
herabgestuft: Dies gilt etwa für die Städte 
Hannover (von V auf IV) und Leipzig (von III 
auf II). 

Hartz IV und Grundsicherung: 
Regelsatz steigt um fünf Euro

Ab Anfang 2016 gelten beim Arbeitslosengeld 
II (Hartz IV), bei der Grundsicherung im Alter 
und der Sozialhilfe höhere Leistungssätze. Die 
Regelbedarfsstufen erhöhten sich um 1,24 Pro-
zent. Ein alleinstehender Erwachsener erhält 
nun einen Regelbedarf von monatlich 404 Eu-
rozum Leben. Bisher waren es 399 Euro. Die 
Regelsätze für im Haushalt lebende Partner 
und Kinder (Mitglieder der Bedarfsgemein-
schaft) stiegen anteilig. 

In etlichen Fällen wird bedürftigen Men-
schen noch ein besonderer zusätzlicher Bedarf 
(Mehrbedarf) zugestanden. Dies gilt etwa für 
Schwangere und für Alleinerziehende. Auch 
die Mehrbedarfszuschläge wurden geringfü-
gig erhöht, da sie an die Regelsätze gekoppelt 
sind. So erhält etwa eine alleinerziehende 
Mutter mit einem Kind unter sieben Jahren 
jetzt 145,44 Euro im Monat extra – und damit 
1,80 Euro mehr als im letzten Jahr. v

Rolf Winkel, 
Sozialwissenschaftler, 
Chef redakteur der Zeitschrift 
»Soziale Sicherheit«.

Hans Nakielski, 
Dipl.-Volkswirt, 
Chef redakteur der Zeitschrift 
»Soziale Sicherheit«.

Die Tabelle zu den 
geänderten Werten in 
der Sozialversicherung 
können Sie auch 
downloaden unter
www.aib-web.de > 
Exklusiv für Sie

aib-web.de

werte in der sozialversicherung

(Grenz-)Werte in der Sozialversicherung 
ab dem 1. Januar 2016

2016
pro Monat in Euro

2015
pro Jahr in Euro

Alte Bundesländer

Beitragsbemessungsgrenze 
Allgemeine Rentenversicherung 6.200,00 74.400 6.050,00 72.600

Knappschaftliche Rentenversicherung 7.650,00 91.800 7.450,00 89.400

Arbeitslosenversicherung 6.200,00 74.400 6.050,00 72.600

Kranken- und Pflegeversicherung 4.237,50 50.850 4.125,00 49.500

Bezugsgröße 1 2.905,00 34.860 2.835,00 34.020

Monatliche Höchstbeiträge für Pflichtversicherte 
(Arbeitgeber- und Arbeitnehmeranteil)
Allgemeine Rentenversicherung 1.159,40 1.131,35

Knappschaftliche Rentenversicherung 1.897,20 1.847,60

Arbeitslosenversicherung 186,00 181,50

Krankenversicherung 2

· allgemeiner Beitragssatz 3 618,68 602,25

· ermäßigter Beitragssatz 4 593,25 577,50

· durchschnittlicher Zusatzbeitrag 5 46,61 –

Pflegeversicherung

· Versicherte mit Kind 99,58 96,94

· Versicherte ohne Kind 110,18 107,25

Neue Bundesländer

Beitragsbemessungsgrenze 

Allgemeine Rentenversicherung 5.400,00 64.800 5.200,00 62.400

Knappschaftliche Rentenversicherung 6.650,00 79.800 6.350,00 76.200

Arbeitslosenversicherung 5.400,00 64.800 5.200,00 62.400

Kranken- und Pflegeversicherung 4.237,50 50.850 4.125,00 49.500

Bezugsgröße 1 2.520,00 30.240 2.415,00 28.980

Monatliche Höchstbeiträge für Pflichtversicherte
(Arbeitgeber- und Arbeitnehmeranteil)

Allgemeine Rentenversicherung 6 1.009,80 972,40

Knappschaftliche Rentenversicherung 1.649,20 1.574,80

Arbeitslosenversicherung 162,00 156,00

Krankenversicherung 2

· bei allgemeinem Beitragssatz 3 618,68 602,25

· bei ermäßigtem Beitragssatz 4 593,25 577,50

· bei ermäßigtem Beitragssatz 5 46,61 –

Pflegeversicherung

· Versicherte mit Kind 99,58 96,94

· Versicherte mit Kind 110,18 107,25

Bundesweite Regelungen

Beitragssätze

Allgemeine Rentenversicherung 18,7 % 18,7 %

Knappschaftliche Rentenversicherung 7 24,8 % 24,8 %

Arbeitslosenversicherung 3,0 % 3,0 %

Krankenversicherung, allgemein 14,6 % 14,6 %

Krankenversicherung, ermäßigt 14,0 % 14,0 %

durchschnittlicher Zusatzbeitrag 5 1,1 % 0,9 %

Pflegeversicherung 8 2,35 % 2,35 %

Versicherungspflichtgrenze

für Kranken- und Pflegeversicherung 9 4.687,50 56.250 4.575,00 54.900

Geringfügigkeitsgrenze/Monat 450 450

Geringverdienergrenze Auszubildende/Monat 325 325

(vorläufiges) Durchschnittsentgelt/Jahr (Rentenversicherung) 36.267 34.999
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Legende Tabelle »Werte in der 
Sozialversicherung«

1 Die Bezugsgröße entspricht 
dem Durchschnittsentgelt des 
vorletzten Kalenderjahres, 
aufgerundet auf den nächsten 
durch 420 teilbaren Betrag. 
Es gibt gesonderte Werte für 
Ost- und Westdeutschland. 
Viele der davon abhängigen 
Größen – beispielsweise die 
Einkommensgrenze für die 
beitragsfreie Familienversi-
cherung in der GKV – werden 
jedoch vom westdeutschen 
Wert abgeleitet.

2 Die Beitragssätze und die 
Höchstbeiträge gelten auch 
für freiwillige gesetzlich 
Krankenversicherte.

3 Arbeitnehmeranteil 2016: 
309,34 € 

4 Gilt für Versicherte ohne 
Kranken geldanspruch; Arbeit-
nehmeranteil 2016: 296,63 € 

5 Der durchschnittliche Zusatz-
beitragssatz wird vom Arbeit-
nehmer getragen. Er wurde 
für 2016 vom Bundesministeri-
um für Gesundheit im Oktober 
2015 nach einer Finanz prognose 
auf 1,1 % festgelegt. Der 
tatsächliche kassenindividuelle 
Zusatzbeitrag kann von diesem 
Satz abweichen. 

6 Für freiwillig Versicherte gilt 
der höhere West-Betrag.

7 Arbeitnehmeranteil 2016: 
9,35 % (2015: 9,35 %) 

8 Bei Kinderlosen ab 23 Jahren 
erhöht sich der Arbeitneh-
meranteil (1,175 %) um 0,25 
Prozentpunkte, er liegt damit 
insgesamt bei 1,425 %. In Sach-
sen gilt abweichend von dem 
sonst paritätisch finanzierten 
Beitragssatz ein Versicherten-/
Arbeitnehmeranteil von 1,675 % 
und ein Arbeitgeberanteil 
von 0,675 %. Rentner müssen 
bundesweit den vollen Pflege-
versicherungsbeitrag allein 
aufbringen.

9 Abweichend von der allgemei-
nen Versicherungspflichtgrenze 
gilt 2016 für Arbeitnehmer, die 
am 31.12.2002 wegen Über-
schreitens der Jahresarbeits-
entgeltgrenze versicherungsfrei 
und bei einer privaten Kranken-
versicherung versichert waren, 
die besondere Versicherungs-
pflichtgrenze von 4.237,50 € 
im Monat (50.850 € im Jahr).


